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„Sicherungsmaßnahmen“ —  gegen wen eigentlich?
Hintergrund und Absichten der SED-Kampagne

Am 12. April wurde der sowjetzon&le M inisterrat einberufeu, 
um eine Erklärung des SSD-Staatssekretärs Wollweber ent­
gegenzunehmen. In dieser Sitzung gab der SSD-Chef die an­
gebliche Verhaftung von „521 Agenten westlicher Geheim­
dienste“ bekannt. Dann forderte Wollweber „SicherungsmaB- 
nahmen gegen Westberlin“, die vom Ministerrat gebilligt 
werden mußten, ohne daß einer der beteiligten Minister auch 
nur annähernd zu erfahren vermochte, um was für „Sicherungs­
maßnahmen“ es hier eigentlich ging. Mit der Zustimmung des 
Ministerrats ging die gleich© verworrene Erklärung an die 
Volkskammer, die wenige Tage später den Woilweberschen 
Maßnahmen •— ohne sie zu kennen — Gesetzeskraft verlieh.
Seitdem geht eine Versamm- 

lungswelle durch die Zone, auf 
der nun die Bevölkerung ihr 
unbekannte Schritte der SED 
sanktionieren soll. Schritte, von 
denen keiner weiß, wohin sie 
führen . ..

Was aber steckt hinter dieser 
jüngsten SED-Kampagne?

Da ist einmal die Sache mit 
den „521 Agenten“. Niemand hat 
sie gezählt, keiner weiß ihre 
Namen. Bei den etwa 20 be­
kanntgegebenen Namen handelt 
es sich um Zonenbewohner, die 
teilweise bereits vor anderthalb 
Jahren (!) vom SSD verhaftet 
wurden und seitdem verschwun­
den sind. Andere sind zum 
großen Teil SED- und Staats­
funktionäre, die man wegen 
Unfähigkeit aus ihren Ämtern 
holen mußte und nun — um die 
gegenwärtige Versorgungsmisera 
zu verschleiern — als „Sabo­
teure“ vor Gericht stellen wird. 
Das ganze SSD-Märehen ist 
offensichtlich in höchster Eile 
improvisiert.

A n g s t  v o r  W e s t b e r l in

Die tatsächlich beabsichtigten 
und bis heute verschwiegenen 
SED - Maßnahmen resultieren 
nicht aus der angeblich er­
forderlichen Abschirmung der 
Zone und Ostberlins vor angeb­
lichen „Agenten“, sondern aus 
der Angst vor Westberlin. Wenn 
die SED, wie immer wieder an- 
gekiindigt, mit der Verschär­

fung ihrer gegenwärtigen mili­
tanten Politik die Sowjetzone 
vom Westen isolieren will, stört 
sie das freie Berlin einfach da­
bei. Ein paar Beispiel© dafür?

1. Obwohl es in der Zone 
keine Wehrpflicht geben' wird, 
werden die vorgesehenen Jahr­
gänge auf jeden Fall für die 
KVP rekrutiei't. Jeder vorge­
sehene Rekrut aber hat die 
Möglichkeit, nach Westberlin zu 
gehen.

2. Die Tatsache, daß die freie 
Stadt Berlin bisher Zuflucht 
für jeden von der SED ver­
folgten Sowjetzonenbewohner 
war, nimmt der SED die Mög­
lichkeit, alle beabsichtigten 
Druckmittel wie in den volks­
demokratischen Staaten in vol­
ler Schärfe anzuwenden.

S. Berlin ist das unzerreiß­
bare Kettenglied des Westens 
zur Sowjetzone. Auch bei 
w&Jtergreifenden Abschnürungs- 
versuchsn der SED wird es sich 
nicht verhindern lassen, daß 
Westberlin die Deutschen in 
Ost und West bis zum Tage 
der friedlichen Wiedervereini­
gung zusammenhält.

D ie  S E D - M a ß n a h m e n

Die SED möchte deshalb eine 
schärfere Abschnürung der Zone 
von Westberlin erreichen. Sie 
hatte für den inzwischen ein­
getretenen Fall der Ratifizie­
rung der Pariser Verträge — 
die nur den Vorwand, dafür*

liefern sollen — geplant: Unter­
bindung des ziyilen Reisever­
kehrs zwischen Ostzone und 
Bundesrepublik; offene Aufstel­
lung der Zonen-Armee bis zur 
Effektivstärke von etwa 850 000 
Mann, nicht eingeschlossen die 
halbmilitärischen Verbände; 
endgültige Zuziehung des von 
der K V P  gebildeten „PJnges um 
Berlin“.

Demnach müßte Ostberlin, da 
man eine Stadt nicht konsequent 
trennen kann, gleichermaßen 
von der Sowjetzone isoliert 
werden. Der „Ring um Ber­
lin“ läge ebenso an den Bezirks­
grenzen von Weißense© und 
Zehlendorf.

Die von Wollweber geforder­
ten und von den SED-Körper­
schaften im voraus sanktio­
nierten SED - Maßnahmen be­
ziehen sich einzig und allein 
auf die Unterbindung des noch 
freien Verkehrs nach West­
berlin. Di© hier beabsichtigten 
Grenzschikanen treffen nur die 
Sowjetzonenbevölkerung, Sie hat 
daher allen Grund, in der lau­
fenden Versammlnngswell© auf 
Klarstellung der von keinem. 
Referenten näher definierten 
„Sicherungsmaßnahmen“ an 
dringen.

Eine von der Zonenbevölke­
rung mehr als von den West­
berlinern gefürchtete Wieder­
holung der „Blockade“ ist 
diesmal allerdings nicht zu 
erwarten. Dio SED braucht 
Westberlin als letzten ihr ver­
bliebenen Umschlagplatas für 
dringend aus dem Westen be­
nötigte Güter und als —* aller­
dings hoffnungslosen — Aus­
gangspunkt für an ti westliche 
Propaganda. Sie ist es, für die 
Westberlin zum Ausgangspunkt 
kommunistischer Sabotage- und 
Spionageversuche geworden ist. 
Nur daß der Westen solche 
kommunistischen Mätzchen nicht 
zu fürchten braucht..
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Wenn wir
k lu g  s i n d . . .

DT. $ß ist kaum anzunelimen, 
daß es den kommunistischen 
Machthabern der Zone im Blick 
auf Österreich sehr wohl zu 
Mut© ist bei der Vorstellung, 
daß auch für Deutschland einmal 
die Stunde eines Vertrages kom­
men -wird, der ihm seine Frei­
heit zurückgibt. Wie immer 
dieser Vertrag aussehen mag: 
für sie ist dann die Zeit vorbei.

Es wird die sichere Frucht 
dieser Stunde sein, daß die Dik­
tatoren dann unter den begei­
sterten Augen der Zonenbevölke­
rung die roten Sessel der Macht 
wieder verlassen müssen, in die 
sie fremde Hilfe gegen den Wil­
len des Volkes hineingesetzt hat. 
Es gibt heute, nach dem Öster­
reichischen Ereignis erst recht, 
keine wichtigere Aufgabe der 
deutschen Politik, als diese 
Stunde herbeizuführen.
H a n d e l n  o d e r  v e r h a n d e ln  ?

Bis dahin aber werden wir 
uns in Westberlin noch gegen 
manche Willkürakte Pankows 
wehren müssen. Der letzte dieser 
Akte ist die drastische Be­
lastung des Straßenverkehrs 
zwischen Berlin und der Bun­
desrepublik, und neue stehen 
wahrscheinlich noch bevor. Wir 
tun gut daran, der kalten Be­
rechnung, mit der die Macht­
haber der Zone ihre Schikanen 
planen und durchführen, eine 
noch größere Kälte eigener 
Überlegung entgegenzusetzen.

Aber verhandeln? Wir haben 
bereits vor einigen Wochen, und 
zwar v o r  der Erhöhung des 
Straßenzolls, an dieser Stelle 
ausgeführt, daß wir mit der auf 
deutschem Boden rechtlos herr­
schenden kommunistischen Dik­
tatur keine politischen Probleme 
zu lösen, sondern allenfalls 
technische Fragen zu regeln 
haben.

Wir haben keine Scheu, zu 
den technischen Mitteln auch 
den Straßenverkehr zwischen 
Berlin und der Bundesrepublik 
zu rechnen, zumal der Bahnver­
kehr schon längst Gegenstand 
regelmäßiger technischer Ver­
handlungen geworden ist. Auf 
der gleichen Linie liegen auch 
die Empfehlungen des Bundes­
tagsausschusses für gesamt­
deutsche Fragen, mit denen sich 
der Bundestag demnächst noch

beschäftigen wird. Sia halten 
eine gute Grenze ein zwischen 
technischen Notwendigkeiten 
und politisch Unmöglichem — 
zwischen dem, was erlaubt und 
was unerlaubt ist

A u f  d a s  W o r t  

k o m m t  e s  a n !

Während auf diese Weise der 
kalte Krieg in Berlin und über­
haupt in und um Deutschland 
munter weitergeht, wird er in 
Österreich wahrscheinlich durch 
einen ersten Friedensakt beendet 
werden. Wenn das geschieht — 
und hoffentlich w i r d  es ge­
schehen —, dann i3t wenigstens 
© in Problem aus dem großen 
ost-westlichen Konflikt »ausge­
klammert“. Das Feld der Aus­
einandersetzung verengt sich 
und wird mehr auf die euro­
päische Hauptfrage beschränkt 
— eben auf die Deutsebland- 
frage, der gegenüber das öster­
reichische Problem federleicht 
wiegt.

Aber noch ist es nicht so weit. 
Das nächste, das eigentlich ent­
scheidende Wort haben nun die 
Westmächte. Bei den Verein­
barungen, die sie mit der So­
wjetunion werden schließen 
müssen, um die von ihr ge­
wünschten Garantien zu formu­
lieren, sollten sie allerdings 
£aran denken, wa,s aus den 
mangelhaft formulierten Ab­
machungen geworden ist, die sie 
vor zehn und mehr Jahren mit 
Moskau über das Schicksal man­
cher europäischen Länder ge­
troffen haben.

Im österreichischen Falle ist 
es deshalb notwendig, jedes ein­
zelne Wort der zu vereinbaren­
den Garantieverpflichtung mit 
äußerster Sorgfalt dahin zu 
prüfen, daß es in der östlichen 
und der westlichen Sprache 
wirklich auch die gleiche, gegen 
jeden Mißbrauch geschützte Be­
deutung'hat. *.;>

Das ist nämlich die Kehrseite 
aller Verpflichtungen, die ein 
Land unter Beschränkung seiner 
Handlungsfreiheit zugunsten 
fremder Mächte übernimmt: daß 
sie sehr leicht zu Streit und so­
gar zur Einmischung führen 
können. Diese Gefahr besteht 
vor allem dann, wenn in der 
Formulierung solcher Verpflich­
tungen nicht jedes Wort ganz 
unzweideutig feststeht und von 
einer wirklich übereinstimmen­
den Deutung aller beteiligten 
Mächte gedeckt ist.

Dia Liste der Länder, die mit 
der ost-westlichen Zweideutig­
keit des Wortes ihre Bitteren 
Erfahrungen machen mußten, 
und zwar von der Unterwerfung 
bis zur totalen Auslöschung 
durch Moskau, ist bereits sehr 
lang. Oberstes Ziel der west-. 
liehen Politik muß es sein, daß 
weder Österreich noch Deutsch­
land diese tragischs Liste er­
weitern,

F o l g e r u n g e n  

f ü r  D e u t s c h la n d  ?

Es wird in Deutschland sehr 
viel über die Folgerungen ge­
stritten werden, die aus dem 
österreichischen Vorgang für die 
deutsche Politik abzuleiten 
seien. Das wird leider — im 
Kontrast zu dem Wiener Ver­
gnügen — die Spannung zwi­
schen Regierung und Opposition 
bei uns weiter verschärfen. Dis 
SPD nämlich gibt mit betonter 
Befriedigung bereits zu erken­
nen, daß sie das Moskauer Pro­
tokoll als eine Bestätigung ihrer 
Pläne zur Lösung der Deutsch­
land; rage betrachtet. Diese Hal­
tung ist indessen nicht folge­
richtig.

Ihr Mangel liegt darin, daß 
die SPD die gemeinsame Politik 
des Westens und der Bundes­
republik zwar leidenschaftlich 
bekämpft, aber ebenso leiden­
schaftlich die Früchte bejubelt, 
die diese Politik für Österreich 
trägt. Sie vergleicht Probleme, 
die nicht vergleichbar sind.

Die ebenfalls sozialdemokra­
tische Wiener »Arbeiterzeitung“ 
sieht diesen Zusammenhang bes­
ser. wenn sie offen bekennt, daß 
Österreich das, was ihm nach 
fast zehnjähriger Obstruktion 
Moskaus plötzlich von Moskau 
gewährt wird, nur der Politik 
des Westens zu verdanken hat. 
Die Lösung der österreichischen 
Frage wird nicht die einzige 
Frucht dieser Politik sein. 
W e n n  w i r  k l u g  s i nd  und 
mit der Initiative zu einer 
schöpferischen Diplomatie be­
gabt, dann werden wir morgen 
auch in der Deutschlandfrage 
einer Lösung näher kommen. 
Vieles nämlich ist in Auflocke­
rung begriffen, von Formosa bis 
nach Europa. In diesem Prozeß 
einer behutsam zu fördernden 
Wandlung wird auch die Stunde 
Deutschlands schlagen — anders 
als im Sinne des österrei­
chischen »Modells“.



Verhandeln —  aber ohne Inerkenniing
V o r s c h l a g  d e s  B im d e s t a g g a u s s c h n s s e s

Bonn (Eigenbericht). Die Bun­
desregierung soll ohne Scheu 
mit Beauftragten der Sowjet- 
zonen-Reg.ierimg und der Saar- 
Begierung verhandeln, wenn da­
durch der Personen-, Post- und 
Warenverkehr zwischen der Bun­
desrepublik und den anderen 
deutschen Eandesteilen verbes­
sert werden kann. Biese Auf­
forderung wird, wenn der Bun­
destag dem zustimmt, nach 
einem grundlegenden Beschluß 
des Ausschusses für gesamt­
deutsche Angelegenheiten an die 
Bundesregierung ergehen. Nur 
eine einzige Beschränkung habe 
sich die Begierung dabei auf­
zuerlegen: nichts, was sie unter­
nimmt, soll als Anerkennung der 
in anderen deutschen Eandes­
teilen eingerichteten Regierun­
gen oder Verwaltungen aus­
gelegt werden können. Da« Par­
lament wird darüber in Kürze 
beraten.

Der Antrag des Gesamtdeut­
schen Ausschusses bedeutet eine 
Wendung in dem Verhältnis 
zwischen der Bundesregierung 
und Pankow. Jegliche Bespre­
chungen mit Pankow waren 
bisher abgelehnt worden, um 
auch nur den Anschein einer 
Anerkennung der Sowjetzonen­
regierung zu vermeiden. Selbst 
die unumgänglichen Verhand­
lungen über den Interzonen­
handel fanden nur Über eine 
Treuhandstelle statt, so daß 
Bonn der Form nach nicht 
direkt beteiligt war.

Der Gesamtdeutsche Ausschuß 
hat zugleich eine Fülle von Ein-

Bonn (Eigenmeldung). Die
Bundesregierung bereitet gegen­
wärtig die Bildung einer deutsch- 
alliierten Kommission vor, die 
sich mit allen Fragen der Wie­
dervereinigung Deutschlands be­
fassen soll.

Die Kommission hat vor 
allem die Aufgabe, jede Mög­
lichkeit einer Wiedervereini­
gung Deutschlands ausfindig zu 
machen und politische Vor­
schläge in dieser Hinsicht aus­
zuarbeiten.

Die Bundesregierung sieht 
darin zugleich auch eine Vor­
bereitung für die Vlermächte-

zelanregungen gegeben. Dazu 
gehört: die 1952 geschlossenen 
Grenzübergangsstellen zur So­
wjetzone sollen wieder geöffnet 
werden. Die Kontrollen der 
Interzonen - Reisenden sollen 
weitgehend entfallen bzw. im 
fahrenden Zug vorgenommen 
werden. Den Besuchern aus der 
Sowjetzone solle mit Bundeshilfe 
die Bezahlung ihrer Rückfahr­
karte ermöglicht werden. Zwi­
schen Berlin und Hannover sol­
len verbilligte Flüge eingerich­
tet werden. Für dis Deutsche 
Lufthansa muß das Befliegen 
der Luftkorridore nach Berlin 
ei’wirkt werden.

Bonn (AP /DPA). Die Ober­
kommissare der drei West- 
mäckte haben in einem neuen 
Schreiben an den sowjetischen 
Oberkommissar- Puschkin die 
Aufhebung der erhöhten Stra­
ßenbenutzungsgebühren gefor­
dert und gleichzeitig ein Treffen 
der vier Oberkommissare in 
Berlin angeregt, um die Frage 
der Straßengebühren zu er­
örtern. In den gleichlautenden 
Schreiben der Oberkommissare 
wird darauf hingewiesen, daß 
die sowjetischen Behörden für 
die unverzügliche Rückgängig­
machung der erhöhten Auto­
bahngebühren verantwortlich 
seien.
Tn dem Schreiben heißt es

konferenz, die jetzt nicht mehr 
vor dem Spätsommer oder 
Herbst erwartet wird. Aller­
dings will die Regierung davon 
unabhängig in aller Kürze den 
Alliierten e'in Memorandum vor­
legen, das deutsche Vorschläge 
für die Wiedervereinigung ent­
hält.

Ab 1. Mai Botschaften
Bonn (DPA). Als Vorgriff auf 

die Herstellung der deutschen 
Souveränität werden die bis­
herigen deutschen Missionen in 
Paris, London und Washington 
vom 1. Mai an in ordentliche 
Botschaften umgewandelt.

RIAS sendet weiter
Washington (AP). Bas USA» 

Informationsamt plant, seine 
Tätigkeit in Deutschland einzu- 
sch ranken und nach der „Neuen 
Zeitung“ auch sechs Amerika- 
Häuser zu schließen, doch soll 
der Sender BIÄS Berlin in 
seinem. bisherigen Umfang 
Weiterarbeiten*

700 000 mehr Beschäftigte
Nürnberg (AP/DPA). Am 31. 

März waren im Bundesgebiet 
684 676 Arbeitnehmer mehr be­
schäftigt als zur gleichen Zeit 
des Vorjahres. Man führt diese 
Zunahme auf die in diesem Jahr 
günstigere Wirtschaftslage zu­
rück.

weiter, die Gebührenerhöhungen 
seien so übermäßig hoch, daß 
sie aus wirtschaftlichen Grün­
den nicht zu rechtfertigen seien. 
Die vor dem 1. April aus den 
Straßengebühren erzielten Ein­
künfte von 4,3 bis 5 Millionen 
D-Mark1 jährlich seien für die 
Instandhaltung der benutzten 
Straßen in der Sowjetzone aus­
reichend.

Die Oberkommissare erinnern 
daran, daß sich die Sowjet­
regierung in dem Pariser Ab­
kommen von 1949 für ihre Zone 
verpflichtet habe, die notwen­
digen Maßnahmen zu ergreifen, 
um die Inbetriebnahme und die 
Benutzung des Schienen-, Was­
ser- und Straßentransports für 
den Personen- und Güterverkehr 
zu gewährleisten.

Stärkeres Interesse
Berlin (DPA). Nach der Rück­

kehr von einer längeren Vor­
tragsreise durch die Vereinigten 
Staaten erklärte der Berliner 
Senatspressechef Dr. Hirschfeld: 
„Es hat sich nicht nur bestätigt, 
daß das Interesse der Amerika­
ner an Berlin groß ist, sondern 
das Bewußtsein der Verbunden­
heit der Vereinigten Staaten mit 
dem Schicksal Berlins als eines 
Außenpostens der freien Welt 
ist jetzt in den USA offensicht­
lich viel stärker und lebendiger 
als noch vor einigen Jahren.“

Kommission für Fragen der Einheit

Aufhebung des Straßenzolls gefordert
O b e ? k o m m 5 E g a ? e  a a  P u s c h k i n



Echo auf Österreich-Verhandlungen
S c h r i t t  z u r  E n t s p a n n u n g ,  a b e r  k e in  D e u t s c h la n d - M o d e l l

Berlin (Eigenbericht/AP/DPA). Das Ergebnis der Moskauer 
Verhandlungen über den österreichischen Staats vertrag hat 
überall ein lebhaftes Echo gefunden. Allgemein wird die Eini­
gung als ein Werk zur Entspannung des Ost-West-Konfliktes 
gewertet, gleichzeitig betont man aber, die Österreich-Lösung 
könne nicht als Modell für eine Lösung des Deutschland- 
Problems angesehen werden.
Ein Sprecher des britischen 

Außenministeriums erklärte, der 
Abschluß eines Vertrages würde 
auch die Erwartung erhöhen, 
daß bessere Aussichten für eine 
Einigung über andere Fragen, 
darunter die der deutschen 
Wiedervereinigung, bestehen. 
Die Westmächte würden jeden­
falls ihr Äußerstes tun, um in 
enger Zusammenarbeit mit der 
¿Bundesregierung durch Verhand­
lungen mit der Sowjetunion eine 
Lösung zu finden.

Der französische Minister­
präsident Faure begrüßte das 
sowjetisch-österreichische Über­
einkommen als ein gutes Omen 
für eine Besserung der Ost- 
West-Beziehungen.

In amerikanischen Regierungs- 
kreisen wurde die sowjetische 
Haltung als „ermutigend“ be­
zeichnet. Man sucht in Washing­
ton nach einer Erklärung für 
den plötzlichen sowjetischen Um­
schwung. Als besonders wichtig 
wird die Abmachung genannt, 
daß Österreich keine Stütz­
punkte zulassen und keine 
Bündnisse eingehen soll.

In Bonn kreisen alle Erörte­
rungen um die Hauptfrage, 
welche Rückschlüsse sich auä 
dem Verhalten Moskaus gegen­
über Österreich auf die künftige 
Deutschland-Politik der Sowjet­
union ziehen lassen.

Durchweg hält man es für 
wahrscheinlich, daß Moskau in 
absehbarer Zeit in der deutschen 
Fra,ge mit einer ähnlichen Ak-

London (AP/DPA). Das bri­
tische Volk wird am 26. Mai ein 
neues Parlament wählen. Pre­
mierminister Eden gab in seiner 
ersten Rundfunkansprache als 
Regierungschef diesen Termin 
der Unterhauswahl bekannt. Das 
gegenwärtige Unterhaus soll am
6. Mai aufgelöst werden.

Das gegenwärtige Unterhaus 
war im Oktober 1951 gewählt 
worden. Neuwahlen sind nach

tion hervortreten wird wie im 
Fall Österreich. Im Lager der 
Regierungsparteien warnt man 
aber davor, etwa den Schluß zu 
ziehen, daß die Lösung des 
Österreich - Problems gewisser­
maßen den Modellfall für die 
Lösung der deutschen Frage 
darstelle. So schreibt der CDU- 
Pressedienst, unzweifelhaft habe 
Moskau seine Haltung im Falle 
Österreich nur geändert, weil 
ihm «die Geschlossenheit der 
westlichen Welt keine andere 
Wahl ließ, als Zugeständnisse 
zu machen, wo es zunächst sei­
nen Willen ohne Einschränkung 
durchsetzen wollte.

Wien (DPA), Nach Berichten 
von Reisenden, die aus Buda-

Paris (Eigenbericht). Schnell­
ste Einberufung einer Vierer­
konferenz, jedoch ohne Hinzu­
ziehung der Bundesregierung, 
weder Neutralisierung noch 
Wehrlosigkeit Deutschlands -— 
das sind die Hauptpunkte der 
französischen Europa - Politik, 
wie sie der französische Mini­
sterpräsident Faure in einem 
Interview mit der amerikani­
schen Zeitschrift „US News and 
World Report“ niederlegte.

Der Ministerpräsident for­
derte, „wegen der Verhandlun­
gen mit Moskau weder die Auf­
stellung deutscher Verbände

der Verfassung erst im Herbst 
1956 notwendig, doch hieß es 
bereits beim Regierungsantritt 
Edens, daß die Regierung Neu­
wahlen möglichst bald aus­
schreiben werde, um ihre Poli­
tik auf dem Votum der Wähler 
aufbauen zu können.

Politische Beobachter geben 
den Konservativen zur Zeit die 
größten Chancen, die Wahlen 
zu gewinnen*.

pest in Wien eintrafen, hat die 
Nachricht von dem erfolgreichen 
Abschluß der Österreichisch-so­
wjetischen Verhandlungen vor 
allem in den antikommunisti­
schen Kreisen der ungarischen 
Hauptstadt große Begeisterung 
ausgelöst. Die hoffnungsvolle 
Stimmung dieser Kreise gehe 
darauf zurück, daß nach den 
Bestimmungen des ungarischen 
Friedensvertrages die sowjeti­
schen Truppen 90 Tage nach 
Abschluß des Staatsvertrages 
mit Österreich auch Ungarn 
räumen müssen.

Mehrheit für Verträge
Kopenhagen (DPA/AP). Die 

überwiegende Mehrheit der Ab­
geordneten des dänischen Fol- 
ketings hat sich für die Wieder­
bewaffnung der Bundesrepublik 
und ihren Eintritt in die NATO 
ausgesprochen.

72000 flüchteten
Berlin (DPA). 72 000 Lehrer 

aller Schulgattungen haben seit 
1947 die Sowjetzone verlassen 
und sind in die Bundesrepublik 
übergesiedelt.

hinauszuzögern noch wegen der 
Aufstellung deutscher Verbände 
die Verhandlüngen mit Moskau 
aufzuschieben“. Er setzte sich 
für sofortige diplomatische Vor­
bereitungen für eine Vierer­
konferenz ein und meinte, daß 
diese Konferenz schon im Juli 
zusammen treten könnte. Die 
Reihenfolge, wie Faure sie sieht, 
ist folgende: Begegnung der
Außenminister, Konferenz der 
Regierungschefs, , Zusammen­
kunft der Staatsoberhäupter.

Der Ministerpräsident sprach 
sich dagegen aus, daß Deutsch­
land neutralisiert wird und un- 
bewaffnet bleibt, da „einem 
souveränen Staat nicht von 
außen Neutralität aufgezwungen 
werden“ könne.

Seine Ansicht, daß die Bundes­
republik an einer Viererkonfe­
renz nicht teilnehmen solle, 
begründete Faure mit dem Hin­
weis, daß sonst die Sowjet­
regierung die Beteiligung Pan­
kows fordern und ein Streit 
darüber die Konferenz ver­
zögern, wenn nicht sogar völlig 
zum Scheitern bringen könnte.

Weder neutral noch wehrlos
F r a n k r e i c h s  D e u t s c h la n d - K o n z e p t io n

England wählt am 26. Mai



¡ aBeseitigung „religiöser Ü berbleibsel6
K irch en fe iad lich e  S tim m en  ans M oskau — P lan m äß ig e  A ktion

In der Sowjetunion rüstet man zu neuem Kamp! gegen die 
Kirche. In der letzten Kummer der Zeitschrift „Woprossy Filos- 
sofii“ („Probleme der Philosophie“) erschienen scharfe Angriffe 
gegen Religion und Kirchen. Die Zeitschrift beschäftigt sich 
hauptsächlich mit den politischen Fragen und gilt als eine 
ideologische Richtschnur für alle die russischen Kommunisten, 
die sich mit den geistigen und kulturellen Problemen des 
Bolschewismus befassen.
In einem Leitartikel über die 

Rolle der bolschewistischen 
Ideologie im Kampf mit den 
„Überbleibseln des Kapitalis­
mus“ in der Sowjetunion heißt 
es, daß „in der letzten Zeit 
der ideologische Kampf gegen 
die religiöse Weltanschauung 
schwächer wurde und die wis­
senschaftlich-atheistische Propa­
ganda sowie die aufklärerische 
Arbeit schlecht geführt waren. 
Manche Partei-Gewerkschafts- 
Komsomol und andere Organi-

Katholizismus beschuldigt. Be­
sonders tendenziös wird dia 
Politik der christlich-demokra­
tischen Parteien Westeuropas 
kommentiert Auch die christ­
lichen Gewerkschaften und die 
Anteilnahme der Kirchen an den 
sozialen Fragen unserer Zeit 
wird mit Haßausbrüchen ver­
folgt. Einen breiten Raum neh­
men in diesem Zusammenhang 
Angriffe auf die alte Zentrums­
partei und auf die CDTJ ein.

sationen haben falsch und ein- Den westdeutschen protestan- 
seitig die von der Verfassung 
der UdSSR eingeräumte Frei­
heit des Gewissens und der reli­
giösen Glaubensbekenntnisse als 
Verzicht auf die wissenschaft­
lich-atheistische Propaganda auf­
gefaßt. Das widerspricht aber 
der Politik der Partei, die auf 
die Beseitigung der Überbleibsel

tischen Kreisen wird vorgewor­
fen, daß sie zusammen mit den 
Katholiken an der „Verwirk­
lichung der reaktionären Politik 
des deutschen Imperialismus“ 
arbeiten.

Diese kirchenfeindlichen Stim­
men scheinen eine neue plan­
mäßige Aktion der kommunisti­
schen Führung der Sowjetunion 
in die Wege zu leiten. Aus Kiew 
wird z. B. gemeldet, daß auch 
dort vor kurzem im Zentral­
organ der kommunistischen Par­
tei ein verleumderischer Artikel 
gegen die Kirchen erschien. Er 
erinnerte daran, daß die Reli­
gion als Ideologie „ihren reak­
tionären Charakter dadurch 
nicht verloren hat, daß die 
orthodoxe Kirche in der UdSSR 
dem bolschewistischen Regime 
wohlgesinnt ist“.

Dresdner Bilder verbrannt?
G a le r ie - D i r e k t o r  V o s s :  T r a n s p o r t  i n  P o le n  ü b e r f a l le n

München (AP). Der Direktor 
der Dresdner Gemäldegalerie in 
den letzten Kriegsjahren, Pro­
fessor Hermann V o s s ,  hält es 

des Alten, darunter auch der für wahrscheinlich, daß ein er-
religiösen Überbleibsel mit Hilfe 
der Ideologie und Aufklärung 
gerichtet ist“.

Die Moskauer Zeitschrift wid­
met dann einen ganzen Artikel 
den Fragen der Kirchen in der

heblicher Teil der von den Rus­
sen aus Dresden ab transportier­
ten Kunstschätze nicht mehr 
existiert. Der 71jährige Kunst­
historiker, der jetzt in München 
lebt, nahm damit erstmals zu

vom 30. März Stellung, daß 
750 Gemälde der Dresdner Ga-

nichtkO/nmunistischen Welt und -der sowjetischen Ankündigung 
greift dabei sowohl die katho­
lische als auch die protestan- 
tische Kirche, die christlichen lérie, darunter Raffaels „Sixti­

nische Madonna“, im September 
an die Sowjetzonen-Regierung 
zurückgegeben werden sollen.

Das ist etwa die Hälfte der 
1945 entführten Bilder, während 
das Schicksal der anderen Hälfte

Parteien und Gewerkschaften 
an. Dem Heiligen. Stuhl wird 
eine aktive Kriegsvorbereitung 
vorgeworfen. Die protestanti­
schen Kirchen werden einer zu­
nehmenden Annäherung an den

Heimkehrertransport aus Polen
Kassel (AP/DPA). 15 Heim­

kehrer aus Polen sind am Don­
nerstag am Zonengrenzübergang 
Herleshausen eingetroffen. Es 
handelte sich bei ihnen um ehe­

sind mit einem einmotorigen 
Sportflugzeug nach Bayern ge­
flohen und haben dort um poli­
tisches Asyl gebeten. Sie lan­
deten auf einem Sturzacker bei

malige deutsche Soldaten und Rohrberg im Landkreis Rotten- 
Einwohner aus den ehemaligen bürg.
deutschen Ostgebieten.

Flug in die Freiheit
München (AP/DPA). Zwei

junge tschechische Studenten

Dis beiden Studenten waren 
mit der entwendeten Maschine 
in der Nacht auf dem tsche­
chischen Flugplatz Kolin mit 
120 Liter Treibstoff gestartet

von den sowjetischen Behörden 
bisher mit keinem Wort erwähnt 
worden ist. Von ihnen befürch­
tet Prof. Voss, daß sie vernich­
tet sind.

Für diese Vermutung spreche, 
daß er von der Kunstkommission 
bei der französischen Militär­
regierung im August 1345 auf 
Umwegen das Gerücht gehört 
habe, mehrere Waggons mit Ge­
mälden aus der Dresdner Galerie 
seien in Polen verbrannt, sagte 
Voss. Polnische Partisanen sol­
len den sowjetischen Transport­
zug überfallen haben.

Das Kriegsende erlebte Voss 
auf der Burg Weesenstein, in 
der sich der Hauptteil der ver­
lagerten Gemälde und das be­
rühmte Kupferstichkabinett be­
fanden. Eine dreiköpfige rus­
sische „Trophäen-Kommission“, 
dia aus einem Major, einem 
Kunstmaler und einem Kom­
missar bestand, ließ von der 
Burg die große Mehrzahl der 
alten Meister und einen Teil der 
Meister des 19. Jahrhunderts 
nach Schloß Pillnitz bei Dresden 
abtransportieren. Von Pillnitz 
aus erfolgte später der Ab­
transport in die Sowjetunion,*



Erweiterung dar Ost-Stahlproduktion
K u ß l a n d  u n d  S a t e l l i t e n  b a u e n  S ia h lb a s i s  a u s

Während im gesamten Ostblock eine Krise in der Versorgung 
der Bevölkerung herrscht und überall die Lebensmittel knapp 
sind, bemüht sich die kommunistische Wirtschaft nicht etwa 
um Besserung auf diesem Gebiet, sondern um Erhöhung der 
Stahlproduktion.
Die Sowjetunion, die 1954 

40,86 Mill. t Rohstahl erzeugte, 
will ihre Stahlproduktion in 
diesem Jahr auf 44,2 Mili. t er­
weitern. Die Produktion von 
Walz'werkerzeugnissen soll von
31,4 auf 34,1 Mill. t gebracht 
werden. Dazu werden vor allem 
die Werke östlich des Urals aus­
gebaut.

Die fünf größten Blech werke 
der Sowjetunion sollen in die­

sem Jahr die Erzeugung von 
schweren Blechen um 80 v.H« 
auf 5 Mill. t steigern. Die Her­
stellung von dünnem Flachstahl 
in der Sowjetunion w’ird für 
1955 auf 5,1 Mill. t geschätzt.

Auch in den anderen Ostblock- 
ländern ist ein bedeutender Aus­
bau der Stahlindustrie im Gang. 
So wird in Polen für 1955 eine 
Stahlproduktion von 4,6 Mill. t

gegenüber 3,9 Mill. t 1954 an­
gestrebt.

In der Tschechoslowakei haben 
kürzlich die Gottwaldwerke in 
Kumce mit einer Kapazität von 
einer Mill. t Rohstahl den Be­
trieb aufgenommen. In der Nähe 
von Kosice (Kaschan)/Slowakei 
wird zur Zeit ein Werk mit 
einer Leistungsfähigkeit von 
ebenfalls einer Mill. t errichtet.

Die Sowjetzone, die 1954 das 
für 1955 gesetzte Planziel von
2.4 Mill. t R.ohstahl erreicht 
haben dürfte, baut zur Zeit ihre 
Walzkapazität, vor allem in den 
Brandenburgischen Stahlwerken 
und im Eisenhütten-Kombinat 
Ost bei Fürstenberg aus.

In Ungarn, wo nach dem 
Krieg die Borsodnadasd-Stahl- 
werke bedeutend erweitert wur­
den, wird jetzt der Ausbau des 
Werks Diosgyoer und des Duna- 
pentel-Stahlwerks vorangetrie­
ben. Das letztere wird nach sei­
nem Endausbau mehr Stahl er­
zeugen als alle anderen Stahl­
werke Ungarns zusammen.

Der rumänische Fünfjahres­
plan sieht die .Errichtung von 
fünf neuen Hochöfen, die Auf­
stellung von fünf SM-öfen und 
die Anlage von vier vollkommen 
neuen Walzanlagen bis 1955 vor. 
Man schätzt, daß Rumänien bis 
1960 jährlich 2 Mill. t Rohstahl 
erzeugen wird. Die gesamte 
Stahlproduktion d̂ s Ostblocks 
belief sich 1954 auf 55 Mill. t, 
wovon (alles in Mill. t) 40,86 auf 
die Sowjetunion, 4,6 auf die 
Tschechoslowakei, 3,9 auf Polen,
2.4 auf die deutsche Sowjetzone,
2,2 auf Ungarn und der Rest 
auf übrige Länder entfallen.

„Verschwörung" in Ungarn
Budapest (DPA). In Ungarn 

ist nach einer Budapester Rund­
funkmeldung eine Agenten­
gruppe aufgedeckt worden, die 
„auf den Sturz des kommu­
nistischen Regimes und die 
Wiederherstellung des Kapita­
lismus in Ungarn" hingearbeitet 
habe. Von den elf Mitgliedern 
der Gruppe seien fünf bereits 
hingerichtet worden. Die sechs 
übrigen seien zu Gefängnis­
strafen zwischen neun und vier­
zehn Jahren verurteilt worden.

24 Heimkehrer
Hof (AP/DPA). Ein Transport 

mit 20 Männern und vier Frauen 
aus der Tschechoslowakei ist in 
Hof eingetroffen. Die Heim­
kehrer wurden seit Kriegsende 
in der CSR gefangengehalten.

Die Stalinallee bis zur Kaserne ®
U lb r i c h t  v e r k ü n d e t  d a s  m i l i t ä r i s c h e  B a u p r o g r a m m

Unter dem Motto „Die Stalin­
allee bis zum Alex“ berichtete 
die Ostpresse kürzlich über die 
von Ulbricht abgehaltene 1. So- 
wjetsonale Baukonferenz, Darin 
wird der Anschein erweckt als 
handele es sich hier um eine 
Arbeitstagung zur Industriali­
sierung des Wohnungsbaus. Tat­
sächlich wurden auch diese Bau­
vorhaben, ihre mangelhafte 
Planung und viel zu unrentable 
Durchführung besprochen. Aber 
die der Konferenz außerordent­
lich zahlreich beiwohnenden so­
wjetischen, polnischen und 
tschechischen Vertreter inter­
essierten sich nur wenig für 
Stalinallee und Alexanderplatz: 
Ihnen ging es um den zweiten, 
in der Presse zu kurz gekomme­
nen Teil des Ulbricht-Referats, 
um das militärische Baupro­
gramm für 1955/56, dessen 
Finanz- und Materialplan nun­
mehr endgültig festgelegt wor­
den ist.

Eingangs gab Ulbricht zu, daß 
im ersten 5-Jahrplan rund 1 Mil­
lion Quadratmeter Wohnraum 
weniger geschaffen worden sind, 
als in dem bereits sehr knapp 
bemessenen Plan vorgesehen 
sind. Dafür habe man das 
„Staatliche Fernsehzentrum“, 
mehrere Rundfunkgebäude und 
die Staatsoper „erstellt“. Der 
zweite 5-Jahrplan werde eine 
40prozentige Erhöhung der In­
vestmittel für Bauvorhaben brin­
gen. Allerdings seien darin die 
Mittel für Atomforschung und 
den Aufbau einer Flugzeug­

industrie enthalten. Später 
dehnte Ulbricht diese Definition 
auf „verschiedene der Landes­
verteidigung dienende Bauten“ 
aus.

Die tatsächliche Situation wird 
in den Ostkommentaren wohl­
weislich verschwiegen. Ab 1956 
kommt das Wohnungsbaupro­
gramm praktisch zum Erliegen. 
Ein fast alle verfügbaren zivi­
len Mittel verschlingendes 
„Ländliches Bauprogramm“ sieht 
die Errichtung von über 300 grö­
ßeren MTS-Stationen, den Aus­
bau der Produktionsgenossen­
schaften und die Errichtung von 
Wohnraum für die im Rahmen 
der Aktion „Arbeiter aufs Land“ 
übersiedelten SED- und FDJ- 
Mitglieder vor.

Daneben wird bereits im kom­
menden Oktober mit dem Aus­
bau des alten KVP-Projektes 
einer Ostseebefestigung begon­
nen. Mehr als 30 Kasernen sind 
allein in den Bezirken Neu­
brandenburg, Potsdam und Ro­
stock vorgesehen.

Die sowjetzonale Atom­
forschung erhält eines der größ­
ten Forschungszentren im säch­
sisch-thüringischen Gebiet, wo 
sowjetzonale Wissenschaftler 
unter sowjetisch-polnisch-tsche­
chischer Anleitung wirken wer­
den. Eine Luftwaffenindustrie, 
die im Lizenzbau von insgesamt 
vier sowjetischen Flugzeug­
werken Maschinen in fast voll­
ständiger Fertigung produzieren 
soll, sieht der Plan in drei ab­
geschlossenen Baujahren vor.



Serum gegen Kinderlähmung
E r f o lg r e i c h e  I m p f u n g  —  U S - B e b o r d e n  g a b e n  e s  f r e i

Ann Arbor, USA (AP). Der erste Großversuch mit einem von 
einem amerikanischen Wissenschaftler entwickelten Serum 
gegen Kinderlähmung hat bewiesen, daß es jetzt möglich ist, 
Kinder mit Erfolg vorbeug'end gegen die Kinderlähmung 
(Poliomyelitis) zu impfen. Das von dem amerikanischen Wissen­
schaftler Dr. Salk entwickelte Salksehe Serum ist vom Natio­
nalen Gesundheitsinstitut der USA zur allgemeinen Anwendung 
freigegeben worden.

Linse-Entführer gefaßt
Berlin (Eigenmeldung). Einer 

der Mitschuldigen an der Ver­
schleppung Dr. Walter Linses, 
der 27jährige Siegfried Benter 
aus dem Ostsektor, konnte jetzt 
von der Westberliner Kriminal­
polizei gefaßt werden.

Benter gab zu, an den Vor­
bereitungen zur Entführung Dr. 
Linses beteiligt gewesen zu 
sein. Im Aufträge des berüch­
tigten SSD-Agenten Paul hat 
Benter damals in Westberlin 
einen Pkw. für 6000 DM ge­
kauft, mit dem Dr. Linse später 
entführt wurde. Er kundschaf­
tete auch die Lebensgewohn­
heiten Dr. Linses aus.

Der Hauptbeteiligte an der 
Entführung Dr. Linses, der 
22 jährige Kurt Knobloch aus 
dem Ostsektor, konnte bereits 
im März 1953 festgenommen 
werden.

Paris (Eigenbericht). Eine der 
besonderen Schwierigkeiten beim 
Aufbau des NATO-Hauptquar- 
tierg südlich von Paris war die 
Frage, wie man die Kinder der 
im Hauptquartier beschäftigten 
Vertreter aller Länder gemein­
sam unterrichten sollte.

Da fand sich ein franzö­
sischer Gymnasiallehrer, Mon­
sieur Tallard, der sich schon 
viel den Kopf mit den Pro­
blemen des Zusammenlebens 
verschiedenartiger und -spra­
chiger Menschen zerbrochen 
hatte. Er schlug die Errichtung 
einer ganz neuartigen inter­
nationalen Schule vor.

Heute, nach vier Jahren, ist 
die Schule der g r ö ß t e  
m o r a l i s c h e  ‘E r f o l g  des 
NATO - Oberkommandos. Man 
darf nicht übersehen, daß die 
NATO anderes sein will als ein 
Nebeneinander von Soldaten 
und Waffen; sie empfindet sich 
als ein Zentrum westlicher Kul­
turgemeinschaft, für die das 
Militärische nur ein nicht zu 
vermeidendes Mittel ist. Was 
die NATO- als Schmelztiegel 
westlicher Kulturgemeinschaft 
anstrebt, das findet in dieser 
Schule ein erstes Beispiel.

Aus den 20 Kindern sind fast 
600 geworden. Die Schule wird

Die vorhandenen Bestände an 
Impfstoff würden für die Imp­
fung von 30 Millionen Kindern 
in diesem Frühjahr ausreichen. 
Die Mittel für die Forschung 
nach dem Serum wurden aus 
der amerikanischen „Pfennig­
parade“ aufgebracht.

Die Ergebnisse des ersten 
Großversuches mit dem Impf­
stoff wurden auf einer wissen­
schaftlichen Tagung der Uni­
versität von Michigan bekannt­
gegeben. Nach dem Unter-

nicht nur von den Kindern der 
Offiziere besucht, sie ist ein 
mächtiger Anziehungspunkt 
ebenso für die Familien von 
Diplomaten, Journalisten und 
internationalen Funktionären.

Der Allgemeinunterricht ist 
Französisch, doch lernt jedes 
Kind sechs Stunden wöchentlich 
in seiner Muttersprache Gram­
matik, dazu Erdkunde und Ge­
schichte seines Landes.

,,Kulturaustausch"
Bonn (DPA). Den ungehin­

derten Austausch von Zeitschrif­
ten und Zeitungen der Sowjet­
zone mit Blättern der Bundes­
republik hat Sowjetzonen-Kul- 
turminister Becher westdeut­
schen Redaktionen und Ver­
lagen in gleichlautenden Schrei­
ben angeboten. Ein ähnlicher 
Vorschlag wurde auch öster­
reichischen Zeitungen gemacht.

Das Bulletin der Bundesregie­
rung meinte zu dem von Becher 
gewünschten „Kulturaustausch“, 
darüber könne erst gesprochen 
werden, wenn der Kulturmini­
ster dafür sorge, daß Zeitungen 
des Bundesgebietes auf die 
Postzeitungsliste der Sowjet­
zone gesetzt werden und nie­
mand. der sie liest, vom Staats- 
sicherheitsdienst verfolgt wird.

Becher behauptet, die Schrei­
ben seien gar nicht von ihm, 
sondern Fälschungen.

suchungs- und Kontrollbericht 
einer unabhängigen Ärztekom­
mission war der Versuch, bei 
dem 440 000 Kinder geimpft 
wurden, 210 000 eine Schein­
impfung erhielten und über 
eine Million Kinder nur beob­
achtet wurden, „äußerst ei’folg- 
reich“. Das Serum hat sich in 80 
bis 90 Prozent aller Fälle als 
wirkungsvoll bei der Abwehr 
der Bulbär-Poliomyelitis, dem 
gefährlichsten Typ der Kinder­
lähmung, erwiesen.

Das Serum hat sich nach dem 
Untersuchungsbericht als äußerst 
gut verträglich erwiesen. Nur 
bei 0,4 Prozent der Geimpften 
traten kleinere Nebenwirkungen 
auf. Die Dauer der Immunität 
der geimpften Kinder wird als 
günstig angesehen; nach fünf 
Monaten hatte die Immunität 
nur um einen kleinen Prozent­
satz nachgelassen.

In der Bundesrepublik werden 
gegenwärtig ebenfalls Impfun­
gen gegen die Kinderlähmung 
mit einem von den Behring- 
Werken in Marburg entwickelten 
Impfstoff vorgenommen. Auch 
das Serum der Behring-Werke 
beruht in allen wesentlichen 
Grundzügen auf den Arbeiten 
Dr. Salks, doch haben die Beh­
ring-Werke auf Grund ihrer 
eigenen Forschungsergebnisse 
dem Serum noch eine Substanz 
beigegeben, die die immunisie­
rende Wirkung noch verstärken 
soll.

Präsident Eisenhower hat be­
schlossen, allen Ländern der 
Erde, einschließlich der Sowjet­
union und den kommunistischen 
Staaten, die neuesten Informa­
tionen über den neuen amerika­
nischen Impfstoff gegen die 
Kinderlähmung zur Verfügung 
zu stellen. Der Bericht über dia 
Ergebnisse der ersten Massen­
impfung gegen die Kinderläh­
mung in den USA soll allen 
amerikanischen diplomatischen 
Missionen und der Weltgesund­
heitsorganisation zur Verfügung 
gestellt werden.

* Die erste internationale Schule
N A T O  d e n k t  a u c h  a n  d ie  K i n d e r



Die Well im Reisefieber
G r ö ß t e  S a ig o n  e rw a r te t  —  D e u t s c h e  a n  d e r  S p it z e

Die größte bisherige Reisesaison ist nach Ansicht von Fach­
leuten der Touristik in diesem Sommer zu erwarten. Gleich 
einer Völkerwanderung werden die Touristen kreuz und quer 
durch Europa ziehen, an ihrer Spitze die Deutschen, die bereits 
nach den Statistiken der vergangenen Jahre als das „reise­
lustigste Volk Europas“ zu gelten haben.
Schon im Jahre 195S gingen

3,1 Millionen deutsche Touristen 
über die Grenzen, während von 
den als klassischen Globetrot­
tern abgestempelten Briten nur

Freunde in der SBZ, die un­
sere Aufklärungsarbeit unter­
stützen und ihre Meinung über 
den Inhalt äußern wollen, bit­
ten wir, den Fxmdsrt dieses 
Blattes an das Postschließfach 
Nr. 58 nach Berlin-Charletten- 
burg 9 miteuteilen,

zwei Millionen die Insel ver­
ließen. Innerhalb der Bundes­
republik aber wurden allein 
durch Reisebüros im Jahre 1954 
über sechs Millionen Menschen 
in die Ferien geschickt; das be­
deutet eine Steigerung von 
zwanzig Prozent gegenüber dem 
Vorjahr.

Die kühnsten und weitest­
gehenden Reisepläne söb-mieden 
amerikanische Touristen. Vor 
ihrer Reiselust ist kein Flecken 
der Erde mehr sicher. Bis nach 
Hinterindien und Nepal führen 
organisierte Fahrten amerika­
nischer Touristenbüros. Inter­
nationale Schiffsagenturen kün­
digen bereits den Besuch von 
über einer Million amerika­
nischer Touristen in Europa an. 
Eine halbe Million Fluggäste 
wird mit den Stratoclippern 
über den Atlantik reisen. Zahl­
reiche Fluggesellschaften wollen 
während der Sommermonate die 
Zahl der Atlantiküberquerungen 
um vierzehn Prozent erweitern. 
Auch die Lufthansa wird sich 
ab 1. Juni an dieser Luftbrücke 
beteiligen. Einen besonderen 
geschäftlichen Erfolg verspre­

chen sich amerikanische Flug­
gesellschaften von der Parole 
„Fliege jetzt, zahle später“. Die 
Möglichkeit der Abzahlung einer 
Flugreise in Raten, so ver­
sichern die zuständigen Organi­
sationen, habe sehr viele neue 
Fluggäste gewonnen.

Eine besondere Attraktion
verspricht die französische Luft­
fahrtgesellschaft ihren amerika­
nischen Fluggästen. Sie organi­
sierte eine Europatoumee auf 

' Motorrollern. Die Teilnehmer 
fliegen von New York nach
Turin, erhalten dort Motor­

roller, mit denen die Reise­
gruppe Italien, Frankreich, die 
Schweiz und Österreich'besuchen 
wird. Als Luftfracht können die 
Touristen ihren Motorroller 
dann in die Staaten mitnehmen. 
Kostenpunkt: 1425 Dollar.

Die wirtschaftliche Bedeutung 
des amerikanischen „Touristen­
exports“ zeigen folgende Zah­
len: Im Jahre 1954 haben US- 
Touristen für Reisen nach und 
Aufenthalt in fremden Ländern 
rund 1,4 Milliarden Dollar aus­
gegeben. Mehr als vierhundert 
Millionen Dollar blieben in 
Europa, rund achtundfünfzig 
Millionen Dollar in Großbritan­
nien.

Innerhalb Europas erfolgt 
praktisch ein Touristenaus­
tausch, der, wie aus den An­
gaben des Europäischen Wirt­
schaftsrates für das Jahr 1953 
hervorgeht, einem Warenum­
schlag im Werte von sechs Mil­
liarden DM entspricht.

Appell an die Staatsmänner
O s t e r a n s p r a c h e  d e s  P a p s t e s

4

Papst Pius XII. hat in seiner 
traditionellen Osteranspraehe die 
Staatsmänner in der ganzen 
Welt auf gerufen, in ehrlicher 
Bereitschaft zu bleibender Ver­
ständigung Verträge zu schlie­
ßen, die den Frieden sichern, 
eine schrittweise Abrüstung ein­
zuleiten und so der Menschheit 
das Zerstörungswerk eines neuen 
Krieges zu ersparen.

Gleichzeitig schloß der Papst 
in seinen Segen alle diejenigen 
ein, die die Atomenergie zu 
friedlichen Zwecken verwenden.

Adenauer-Biographie
Die erste autorisiert© Aden­

auer-Biographie erscheint noch 
in diesem Jahre im Kindler 
Verlag, München. Der Verfas­
ser Paul Weymar hat dreißig 
Personen ausgewählt, die Kon- 
rad Adenauer in den verschie­
denen Abschnitten seines langen

Lebens besonders nahestanden.
Auch die Aufzeichnungen von 

Adenauers Mitarbeitern und die 
Gespräche des Kanzlers mit 
Eisenhower, Churchill, Mendes- 
France und ihren zum Teil dra­
matischen Dialogen standen ihm 
zur Verfügung. Das Buch wird 
in sämtliche Weltsprachen über­
setzt.

Filme im Amerika-Haus
Ständige kostenlose Filmvor­

führungen mit den neuesten 
Wochenschauen werden für Be­
sucher aus dem Ostsektor Ber­
lins und der Ostzone im 
A m s r i k a h a u s  am N o l ­
i e n d o r f p l a t z  gezeigt, 

läglich ah 13 Dhr in stünü-

licher Folge. Letzte Vorführung 
um 17 Uhr. Sonnabends Beginn 
um 14 Uhr; sonntags Beginn 
um 15 Uhr.

Jugendfilmstunde für Kinder 
aus dem Ostsektor und der Ost­
zone jeden Sonntag um 14 Uhr,

SSD, herhären!
Der kleine TAG wird ver­

sandt und verteilt ohne
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger
sogar besonders beliebt,
denn sie haben es nötiger 
als andere, die Wahrheit zu 
erfahren. Wer Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
wird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. übrigens
wird er auch dort gern 
gelesen.
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